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Date D -> Eigene Dateien -> Familienarchiv -> Heinrich Pette -> HPI Umbenennung 

Was bleibt? 

Anmerkungen zur Pressemitteilung vom 09.04.21 

und zum Tätigkeitsbericht 2021 des HPI 

Dirk Pette 

Vorangestellt seien zwei Zitate aus dem Tätigkeitsbericht 2021 des HPI: 

„Nach vielen ausführlichen Diskussionen mit dem Kuratorium sowie unter 

Einbeziehung des Kollegiums und mehreren auf diesem Gebiet etablierten und 

renommierten Historikern möchte das Institut den Namen „Heinrich Pette“ in 

Zukunft nicht mehr führen und hat die Umbenennung beschlossen.“ 

Katja Linke, Administrative Direktorin des HPI, ergänzt: „Die Aufarbeitung der 

Geschichte Heinrich Pettes war ein langer und intensiver Weg: Die beteiligten 

Historiker haben uns mit ihren Gutachten eine wertvolle Basis für die 

Auseinandersetzung mit der zukünftigen Namensverwendung geliefert, auf 

deren Grundlage sich das Institut für die Ablegung des Namens entschieden 

hat“. 

Ein langer Weg 

Mit der Vergabe eines Gutachtens (GA) an den damaligen Inhaber des 

Hamburger Lehrstuhls für „Geschichte und Ethik der Medizin“, Professor Dr. 

Heinz-Peter Schmiedebach begann im März 2012 der „lange Weg“. 

Zusammen mit Frau Dr. Andrea Brinckmann erstattete Professor Schmiedebach 

am 24. Juli 2012 ein Gutachten (GA) mit dem Titel 

„Über das Verhältnis des Neurologen Professor Dr. Heinrich Pette 

zum Nationalsozialismus und sein wissenschaftliches Werk zwischen 

1933 und 1945“. 

Die Vergabe des GA war nicht an ein zeitliches Limit gebunden, die für das GA 

benötigte, relativ kurze Zeit lag im Ermessen der Autoren. Nachdem Dirk Pette 

(D.P.) in der ihm übersandten Kopie des GA Fehler und unzutreffende 

Aussagen festgestellt hatte, führte er dazu mit Professor Schmiedebach eine 

https://09.04.21
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ausführliche Korrespondenz (z.B. D.P. Schreiben vom 05.09.2012; Schreiben 

von Prof. Schmiedebach vom 23.01.2013). 

Die Arbeit der Autoren des zweiten GA (ZGA), Prof. Dr. Axel Schildt und Prof. 

Dr. Malte Thiessen, erstreckte sich über mehr als vier Jahre, von Sommer 2016 

bis Ende 2020. Die außergewöhnliche Länge der in Anspruch genommenen Zeit 

findet Erklärung in der für ein Wissenschaftliches Gutachten ungewöhnlichen 

Entstehungsgeschichte: Im Oktober 2019 wurden der ersten Fassung von 2016 

eine zweite und Ende 2020 eine dritte Fassung nachgereicht. Die verschiedenen 

Fassungen sind korrigierte und ergänzte Texte, die im Wesentlichen in Replik 

auf von D.P. geforderte Korrekturen entstanden bzw. sie berücksichtigen 

Dokumente nicht, die den Autoren vorgelegen hatten, von ihnen aber nicht 

beachtet worden waren (z.B. die Korrespondenz von H. und E. Pette, 

Dokumente zum Schicksal von Edith Pettes Bruder, Dr. Erich Graetz, etc.). 

Diese Dokumente und weitere Punkte, die D.P. in mehreren Schriftsätzen (z.B. 

20.09.2018; 16.05.2019; 26.10.2020) in die Diskussion um seines Vaters 

angebliche NS Vergangenheit eingebracht hatte, wurden auch in der 

Endfassung des ZGA nicht oder nur teilweise berücksichtigt. 

D.P. hatte keine Gelegenheit, den Text der Endfassung des ZGA zu überprüfen, 

denn am 07.04.2021, d.h. zwei Tage vor Veröffentlichung der Pressemitteilung 

des HPI, wurde er von Professor Dobner telefonisch davon in Kenntnis gesetzt, 

dass eine Umbenennung des HPI beschlossen worden sei. Bereits Monate 

zuvor (per E-Mail vom 23.10.2020) hatte er Professor Dobner um Übermittlung 

der Endfassung des ZGA gebeten. Obwohl diese seit Herbst 2020 in Hamburg 

vorlag, wurde sie ihm vorenthalten. 

Der Fall Hermann Göring 

In der Zweitfassung (2019) des ZGA wurde behauptet, Heinrich Pette habe bis 

zuletzt enge Beziehungen zu führenden Größen von NSDAP und Regierung 

gepflegt. 

D.P. konnte zeigen, dass die Autoren einer Verwechslung erlegen waren, dass 

nämlich die in diesem Zusammenhang genannte Person nicht Hermann Göring, 

sondern der Psychologe Dr. Matthias Göring war. Diese Verwechslung haben 

die Autoren in der Endfassung des ZGA so verarbeitet, dass sie den Hinweis auf 

Hermann Göring im Text entfernten, jedoch ohne ihre in diesem 

Zusammenhang diskriminierenden Behauptungen zu modifizieren. 
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Belastende Bekanntschaften 

Die Endfassung des ZGA enthält unbegründete Behauptungen und 

irreführende Unterstellungen, durch die Heinrich Pettes Bekanntschaft mit 

verschiedenen Personen (z.B. Hugo Spatz, Julius Hallervorden, Georges 

Schaltenbrand, Maximilian de Crinis, Siegfried Handloser, Max Nonne) im 

Sinne einer Billigung oder Mitwisserschaft von Nazi- Verbrechen gedeutet 

werden. 

Als einer der führenden deutschen Neuropathologen war H. Pette 1937 in das 

Kuratorium des Kaiser-Wilhelm-Instituts (KWI) für Hirnforschung berufen 

worden. Zu diesem Zeitpunkt war Euthanasie kein aktuelles Thema in 

öffentlichen Diskussionen von Wissenschaft und Politik. Die von Hugo Spatz 

beförderte Berufung H. Pettes in das KWI ist durch dessen fachliche 

Kompetenz und Ansehen als Neuropathologe einfach erklärt. Im ZGA wird sie 

unbegründet als Hinweis auf eine enge Zusammenarbeit mit „den Spitzen des 

Instituts“ (H. Spatz) gebracht. Diese leiten die Autoren aus der Erwähnung von 

H. Spatz in drei Briefen Heinrichs an Edith Pette ab. Wie die Lektüre dieser 

Briefe im Original zeigt, handelt es sich bei den zitierten Passagen um Berichte 

über banale Ereignisse, z.B. die Geburt eines fünften Spatz-Kindes, etc. 

Heinrich Pette und Hugo Spatz kannten einander seit den frühen 1920er 

Jahren. In einer kurzen, 1962 von Heinrich Pette verfassten Autobiographie 

finden sich dazu folgende Sätze: “Als ich nach Eppendorf kam, erkannte ich so 
recht erst meine Lücken in den Grundlagenwissenschaften. Mit Dankbarkeit 

gedenke ich der Einführung in die Neuropathologie durch Alfons Jakob, W. 

Spielmeyer und H. Spatz, München. In den ersten Jahren meiner 

Assistentenzeit verbrachte ich meine Ferien in den Laboratorien dieser schon 

damals in der wissenschaftlichen Welt bekannten Meister ihres Fachs“. 

Tätigkeit als Gutachter im Rahmen von GzVeN 

Besondere Bedeutung messen die Autoren des ZGA der Tätigkeit Heinrich 

Pettes als Obergutachter in Verfahren des Erbgesundheitsobergerichts bei. 

Dazu vertritt der Medizinhistoriker Hendrik van den Bussche, die Ansicht, dass 

Pette sich als beamteter Arzt dieser „vermutlich nicht entziehen konnte“ (H. 

van den Bussche, "Die Hamburger Universitätsmedizin im Nationalsozialismus", 

D. Reimer Verlag, S. 160 u. 238, 2014). Im ZGA wird van den Bussches 

Einschätzung nicht erwähnt. Erwähnt wird auch nicht, dass sich Heinrich Pette 
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geweigert hatte, als ärztlicher Beisitzer in Verfahren untergeordneter 

Erbgesundheitsgerichte tätig zu sein: „Einige Hamburger Professoren hatten die 

Aufgabe als Beisitzer, d.h. Entscheider am Erbgesundheitsgericht, aus 

persönlichen bzw. gesundheitlichen Gründen abgelehnt, darunter auch 

Heinrich Pette (H. v. d. Bussche, 2014). Auch das folgende Zitat wird von den 

Autoren des ZGA unterschlagen: „Ende 1937 wurde Pette zum Beisitzer des 

Erbgesundheitsgerichts in Hamburg bestellt, trat jedoch‚ aus persönlichen 

Gründen das Amt nicht an. So findet sich Pettes Name auch nicht auf der Liste 

zur Zusammensetzung des Hamburger Erbgesundheitsgerichts“ (Ebbinghaus et 

al.: Heilen und Vernichten im Mustergau Hamburg, Konkret-Literatur-Verlag, 

Hamburg 1984). 

Bemerkenswert ist schließlich, dass im ZGA keinerlei Hinweis darauf zu finden 

ist, dass das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses (GzVeN) geltendes 

Recht war. Es wurde 1934 erlassen, nachdem es bereits Gegenstand 

parlamentarischer Beratung in der Weimarer Republik gewesen war. 

Erzwungene Sterilisationen wurden nicht erst ab 1934 möglich, sondern 

wurden in Deutschland und in anderen Ländern, z.B. in den USA, der Schweiz, 

den skandinavischen Staaten u.a.m. bereits zuvor durchgeführt. Im ZGA 

vermisst man auch einen Hinweis darauf, dass das GzVeN in der BRD erst in den 

70er Jahren außer Kraft gesetzt wurde. Ein solcher Hinweis findet sich im GA 

Schmiedebach/Brinckmann. Unerwähnt bleibt auch, dass Zwangssterilisationen 

nach 1945 weiterhin, z.B. in Schweden, der Schweiz oder bis 2012 in 

Tschechien (M. Meier, "Zwangssterilisationen in der Schweiz", TRAVERSE 

Ztschr. f. Gesch.11, 130-145, 2004) durchgeführt wurden. Schließlich 

bemängeln die Autoren des ZGA, dass Heinrich Pette in einem Fall von 

angeborenem Schwachsinn bzw. in einem Fall von Alkoholismus für 

Sterilisation plädierte. Offensichtlich haben sie den Gesetzestext nicht gelesen, 

in dem an erster Stelle „angeborener Schwachsinn“ steht. Auch Punkt (3) 

scheint ihnen entgangen zu sein. Er lautet: „Ferner kann unfruchtbar gemacht 

werden, wer an schwerem Alkoholismus leidet“. 

Dass diese Tatsachen in einem medizinhistorischen Gutachten, welches das 

Wirken von Heinrich Pette in einigen Verfahren des Erbgesundheits- bzw. 

Erbgesundheitsobergerichts zum Kernpunkt einer Anklage machen, keine 

Erwähnung finden, ist bemerkenswert. Der Präsident der Leibniz-Gemeinschaft, 

Professor Matthias Kleiner, hat wie in der Pressemitteilung zur Umbenennung 

des HPI nachzulesen ist, ausdrücklich auf die Bedeutung eines 

https://Gesch.11
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zeitgeschichtlichen Kontextes für rückblickende Beurteilungen von 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern hingewiesen. Leider fehlt ein 

solcher im ZGA, ebenso wie in der Pressemitteilung des HPI zur Umbenennung 

vom 09.04.2021. 

Zahl der Gutachten in Verfahren des GzVeN 

Bei der Auswertung von 5000 Fällen konnten die Autoren des ZGA feststellen, 

dass Heinrich Pette in der Zeit von 1935 bis 1940 insgesamt 15 Gutachten in 

Verfahren von Erbgesundheitsgerichten erstattet hat. Dabei plädierte er in 7 

Fällen für Zwangssterilisierung bzw. in 8 Fällen dagegen. Dass ab 1940 keine 

Gutachten vorliegen und er in solchen Verfahren nicht mehr tätig war, wird im 

ZGA nicht erwähnt, kann aber als Hinweis für den von Heinrich Pette in seinem 

Entnazifizierungsverfahren angeführten Boykott des GzVeN gedeutet werden. 

In ihrer Bewertung der Gutachtertätigkeit Heinrich Pettes beziehen die Autoren 

des ZGA auch Ergebnisse einer 2019 von Professor Philipp Osten 

durchgeführten Studie ein. Dieser verglich Voten Heinrich Pettes mit denen des 

Hamburger Psychiaters Professor Hans Bürger-Prinz: In 84 Fällen habe dieser 

30mal (35,7%) für Sterilisierung plädiert, während Pette in 15 Fällen 7mal 

(46,7%) dafür plädiert habe. Daraus folgerte Osten, dem sich Schildt und 

Thießen anschlossen: “Pettes Anteil an Verfahren, in denen er sich für 

Sterilisationen ausspricht, liegt damit höher als der von Bürger-Prinz“ (ZGA 

S.38, 39). Ähnliches liest man im Tätigkeitsbericht 2021 des HPI: „Dabei 

stimmte Heinrich Pette in verhältnismäßig vielen Fällen für eine Sterilisation“. 

Diese Feststellung ist falsch. Ein befreundeter Kollege, dem ich diese 

Ausführungen zeigte, machte mich auf die Fehlerhaftigkeit dieser Aussagen 

aufmerksam: „Wenn man die angegebenen Zahlen einem simplen statistischen 

Test, dem Chi-Quadrat-Test (Vierfeldertafel) unterzieht, ergibt sich ein p-Wert 

(Signifikanz) von 0,2154. Damit besteht kein signifikanter Unterschied in der 

Häufigkeit der Befürwortung der Zwangssterilisation zwischen Bürger-Prinz und 

Pette. Was aber auffällt, ist der große Unterschied (5,6-fach) zwischen der 

Gesamtanzahl der von beiden begutachteten Personen. Dieser Unterschied 

wird im Text oberflächlich konstatiert („Pette war nur selten Gutachter in 

Erbgesundheitsverfahren“), aber nicht interpretiert. Eine naheliegende 

Interpretation ist, dass Heinrich Pette nur geringes Interesse hatte, in solchen 

Verfahren als Gutachter zu fungieren. Letzteres stimmt mit seinen Äußerungen 
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im Verfahren der Entnazifizierung überein.“ 

Fazit: Bei adäquater statistischer Analyse beweisen Herrn Ostens Daten das 

Gegenteil dessen, was im ZGA zu lesen ist. 

Mitwisserschaft 

„Welche Rolle spielte Pette als Zweiter Vorsitzender der Gesellschaft Deutscher 

Neurologen und Psychiater (GDNP)? Lässt sich aufgrund seiner Kontakte zu 

belasteten Medizinern eine Mitwisserschaft an Euthanasie-Verbrechen 

nachweisen?“ Die Antwort auf diese auf S. 8 des ZGA formulierte Frage findet 

sich auf S. 24: „Da Pette sich sowohl als Kuratoriumsmitglied auf mehreren 

Sitzungen am KWI als auch persönlich mit KWI-Mitarbeitern wie Janzen, 

Hallervorden u.a. austauschte, wie seine langjährigen Tätigkeiten am KWI und 

seine Rolle in der GDNP sowie ferner der Briefwechsel mit seiner Frau belegen, 

wird er sehr wahrscheinlich von Sterilisations- und „Euthanasie“-

Begleitforschungen gewusst haben.“ Die Autoren des ZGA präsentieren diese 

Aussagen ohne entsprechende Beweise und Dokumente, auch finden sich im 

Briefwechsel Heinrich und Edith Pettes dazu keine Hinweise, so dass es sich 

hier um ehrenrührige Vermutungen und Unterstellungen der Autoren des ZGA 

handelt. 

Heinrich Pette hat nie bestritten, dass er zu Beginn der 1940er Jahre 

gerüchtweise von der sog. T4-Aktion erfahren habe und, als er davon erfuhr, 

versucht habe, sich in dieser Angelegenheit Klarheit zu verschaffen bzw. 

dagegen anzugehen. Auf der für Oktober 1941 in Würzburg anberaumten 6. 

Jahresversammlung der DGNP wollte er in Ausübung seines Amtes 

"Euthanasie" zum Thema einer nicht angekündigten jedoch spontan 

angesetzten Diskussion machen. Dazu kam es nicht, denn auf ministerielle 

Weisung wurde der Kongress abgesagt. Wie aus einem Brief von Heinrich Pette 

an seine Frau vom Ende April 1941 hervorgeht, hatte damals ein 

vorbereitendes Gespräch im Reichsgesundheitsamt in Berlin stattgefunden. Im 

ZGA (S. 30 ff.), wird das in mit z.T. abstrusen Argumenten in Frage gestellt, 

jedoch keineswegs widerlegt. Aufschlussreich ist die in Unkenntnis 

medizinischer Umgangssprache im ZGA geführte Diskussion zum Begriff 

„Kollege“ in einem Brief Professor Nitsches an Professor Rüdin (ZGA, S. 28, 29). 
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Klar sei allerdings die Mitwisserschaft Heinrich Pettes von Euthanasie-

Verbrechen „durch Kontakte zu belasteten Medizinern“. Dafür sprächen seine 

„Arbeit im Beirat des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Hirnforschung und seine 

Kontakte mit Verantwortlichen für Euthanasie-Verbrechen. Trotz seiner 

NSDAP-Parteimitgliedschaft sei Heinrich Pette kein überzeugter 

Nationalsozialist gewesen, doch habe er als zweiter Vorsitzender der GDNP mit 

seinen Ansprachen und Positionen den Weg der Neurologie ins Dritte Reich 

geebnet“. Dass es sich bei den „Ansprachen“ nur um zwei Texte gehandelt hat, 

wird nicht erwähnt, nämlich die Hamburger Antrittsvorlesung von 1935 

(„Aufgaben und Ziele der Neurologie“ Dtsch. med. Wschr. 61, 1759-1763) und 

eine kurze NS-ideologisch gefärbte Ergebenheitsadresse bei Eröffnung der 

Jahrestagung der GDNP 1938 in Köln. Weder im Verzeichnis von Heinrich Pettes 

240 Veröffentlichungen noch anderswo finden sich Texte, in denen er, wie in 

der Pressemitteilung des HPI ausdrücklich vermerkt, „den Weg der GDNP ins 

Dritte Reich“ geebnet hätte. Im Hauptwerk seiner wissenschaftlichen Tätigkeit, 

der 1941 erschienenen 640 Seiten umfassenden Monographie „Die akut 
entzündlichen Erkrankungen des Nervensystems“, die er seiner Frau widmete, 

findet sich kein einziges Wort zu Politik oder NS-Ideologie. Im ZGA wird auch 

das nicht erwähnt. 

Die im Original in Handschrift erhaltene Bankettrede Heinrich Pettes, Leiter der 

deutschen Delegation auf dem Internationalen Neurologenkongress Ende 

September 1939 in Kopenhagen, ist ohne jeden Bezug zur aktuellen politischen 

Lage und kann als Beweis seiner politisch unverdächtigen Haltung angesehen 

werden. Im ZGA (S. 28) wird dieser Interpretation widersprochen und der Text 

kleingeredet. 

Heyde-Sawade Affäre 

Die Begründung der Umbenennung des HPI vermittelt den Eindruck, ein 

Untersuchungsausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtags habe sich 

speziell mit der Rolle Heinrich Pettes in der sog. Heyde/Sawade-Affäre 

beschäftigt. Das ist nicht der Fall. Heinrich Pette hatte keinerlei "Kontakte" zu 

Dr. Sawade alias Heyde, dem für die T4-Aktion des NS-Staates 

hauptverantwortlichen Würzburger Ordinarius für Psychiatrie. Heinrich Pette 

traf diesen nur einmal kurz anlässlich eines Vortrags, den er am 13. Mai 1952 
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auf Einladung im Landessozialgericht in Schleswig hielt. Dabei stellte ihm Dr. 

Buresch, der Präsident des Gerichts, Professor Heyde als Dr. Sawade vor, wobei 

er versicherte, dass dessen Namensänderung juristisch in Ordnung und mit 

Wissen der Regierung erfolgt sei. 

Tatsache ist, dass sich ein Untersuchungsausschuss des Schleswig-

Holsteinischen Landtags Anfang der 1960er Jahre mit der Rolle hochrangiger 

Juristen und Mediziner beschäftigt hat, die von der wahren Identität Dr. 

Sawade wussten bzw. ihn jahrelang gedeckt hatten. Anfang der 1960er Jahre 

wurde gegen Dr. Buresch wegen Begünstigung Heydes ermittelt, nachdem 

bekannt geworden war, dass er bereits 1950 über dessen Vorgeschichte 

informiert war (Godau-Schüttke). Dem parlamentarischen 

Untersuchungsausschuss stellte sich Heinrich Pette freiwillig als Zeuge zur 

Verfügung. Ihm war vorgeworfen worden, er habe Sawade am 13. Mai 1952 in 

Schleswig getroffen, ihn aber nicht angezeigt, obwohl er vom Präsidenten des 

Sozialgerichts über dessen wahre Identität aufgeklärt worden war. Damals war 

nicht bekannt, dass Heyde nichtöffentlich zur Fahndung ausgeschrieben war. 

Im Detail ist das in der Monographie „Die Heyde/Sawade Affäre“ von Klaus-

Detlev Godau-Schüttke, einem ehemaligen Richter (338 S., Nomos, 2010, 3. 

Auflage) nachzulesen. Darüber wurde auch in den frühen 1960er Jahren in den 

Medien berichtet, u.a. in SPIEGEL und FAZ. Laut FAZ vom 1. Mai 1961 hat 

sich der Vorsitzende des Ausschusses, Rechtsanwalt Dr. Rohloff, dazu wie 

folgt geäußert : "Ich bin davon überzeugt, dass Professor Pette nicht zu den 

leider recht vielen hochgestellten Persönlichkeiten in- und außerhalb 

Schleswig-Holsteins gezählt werden darf, denen es keine Gewissensbisse 

verursacht hat, den Schleier um die Person des von der Kriminalpolizei 

vergeblich gesuchten Würzburger Ordinarius Werner Heyde zu verdichten, der 

es verstanden hat, sich mit Hilfe zweifelhafter Freunde als Dr. Sawade vierzehn 

Jahre lang in angesehenen Positionen zu verbergen". 

Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft wurden nicht fortgesetzt. So wurde 

auch nicht klargestellt, dass Heinrich Pette in den Medien Opfer unzulänglicher 

Aufklärung bzw. eines zur gegenseitigen Entlastung von Buresch und Heyde 

gesponnenen Lügengeflechts wurde. Im ZGA wurde die Ehrenerklärung des 

Ausschuss-Vorsitzenden unterschlagen. Dafür wurde aber die Heyde/Sawade 

Affäre in der Pressemitteilung des HPI vom 9. April 2021 instrumentalisiert, um 

Heinrich Pette mit folgendem Satz erneut und unbegründet zu verdächtigen: 

„Seine Kontakte zu einem nach dem Krieg unter falscher Identität 
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praktizierenden Mitorganisator der Krankenmorde waren 1961 Gegenstand 

eines Untersuchungsausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landtags". 

Erich Graetz 

In dieser Zusammenstellung seien auch Dokumente zum Schicksal von Dr. Erich 

Graetz, Heinrich Pettes Schwager, erwähnt. Priv.-Doz. Dr. phil Erich Graetz, 

Assistent am Zoologischen Institut der Universität Berlin wurde 1934 entlassen, 

verlor seinen Doktortitel, wurde enteignet und emigrierte nach Panama. Die 

Dokumente, auch solche zur Wiedergutmachung nach 1945, waren Professor 

Thießen von D.P. am 19. Oktober 2019 im HPI mit dem Hinweis übermittelt 

worden, sie könnten von Bedeutung für den Eintritt Heinrich Pettes in die 

NSDAP gewesen sein, indem sie das zur gleichen Zeit laufende 

Berufungsverfahren in Hamburg negativ beeinflusst hätten, wären sie dort 

bekannt geworden. Der Fall des Königsberger Neurologen Walther Jacobi ist 

bezeichnend: Wegen seiner Ehe mit einer „jüdisch-versippten“ Frau wurde der 
Vorschlag, ihn zum Leiter der Neurologischen Abteilung der GDNP zu ernennen, 

zurückgezogen ( H.v.d. Bussche, Schriftenr. d. Dtsch. Gesellsch. f. Gesch. d. 

Nervenheilk.Bd 21, 89-125, 2015). Statt seiner wurde Heinrich Pette zum 

zweiten Vorsitzenden der GDNP ernannt. Er hatte sich um diese Position nicht 

beworben, nutzte sie aber konsequent in seinem Kampf für die Neurologie als 

selbständige Disziplin. 

Im Laufe des Berufungsverfahrens waren in Hamburg Zweifel an Pettes 

politischer Gesinnung aufgetreten, die aber durch Aussagen Dr. H. Demmes, 

des Vertrauensmannes der NSDAP im Berufungsausschuss, entkräftet wurden: 

„Pette bemühe sich Nationalsozialist zu werden“ (H.v.d. Bussche, "Med. 

Wissenschaft im Dritten Reich", D. Reimer Hamburg, 1989, S. 78). 

Die mögliche Bedeutung dieser Dokumente und Aussagen für das 

Berufungsverfahren wird in der Endfassung des ZGA heruntergespielt, ebenso 

wie die von H. Bauer und W. Firnhaber diskutierten jüdischen Wurzeln von 

Edith und Erich Graetz (ZGA S.58, 59): “Ein von Dirk Pette […] nachgereichtes 

Dokument vom 20. August 1948 spricht zwar für eine Verfolgung, allerdings 

fehlen auch hier Angaben zum Verfolgungsgrund. Erich Graetz bezeichnet sich 

in diesem Schreiben als „Opfer des Nationalsozialismus“ und gibt keinerlei 

Hinweise, z.B. zu „rassischen“ Gründen der Verfolgung, wie in zeitgenössischer 

Diktion jüdische Verfolgte umschrieben wurden.“ 

https://Nervenheilk.Bd
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Bei dem Schreiben handelt es sich um ein notariell beglaubigtes Dokument, in 

dem Erich Graetz seine Schwester Edith zur Wahrnehmung seiner Interessen 

bei der Abwicklung der Besitzverhältnisse eines Hauses in Berlin 

bevollmächtigt. Im Text dazu heißt es u.a.: „Ich bin Opfer des 

Nationalsozialismus und Miteigentümer des Wohnhauses in der 

Weimarerstrasse 35 in Berlin. Der andere Miteigentümer Dr. Prasse ist in 

Auschwitz umgekommen“. 

Dass sich in dem Dokument „keinerlei Hinweise zu rassischen Gründen“ finden, 

entwertet die Bedeutung dieses Dokuments nicht, denn es bezeugt die 

Vertreibung von Dr. Erich Graetz. Eine auf „rassische“ Aspekte bezogene 

Diskussion auf dieser Ebene ist überflüssig, denn Tatsache ist, dass Erich Graetz 

1934 entlassen, ausgebürgert, seines Doktortitels beraubt und später auch 

enteignet wurde. Auch ein nicht vorhandener Reisepass mit einem 

eingestempelten „J“ würde an diesem Sachverhalt nichts ändern. 


